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Umfrage An der Sprachgrenze
im Wallis wünschen sich
die Menschen mehr bilingue
Angebote, etwa im
Gesundheitsbereich und
in der Ausbildung.

Die Menschen an der Sprach-
grenze im Wallis wünschen sich
laut einer Umfrage mehr Zwei-
sprachigkeit im Gesundheitswe-
sen, in der Ausbildung und im
Tourismus. Durchgeführt wurde
die Umfrage im Oktober vom
Bieler Forum für die Zweispra-
chigkeit in den Walliser Bezir-
ken Siders und Leuk. Am Ende
konnten 787 vollständig ausge-
füllte Fragebögen für die Um-
frage berücksichtigt werden. Ziel
war es, die Befindlichkeit der
Einwohnerinnen und Einwohner
der beiden Bezirke bezüglich der
Amtssprache – Französisch oder
Deutsch – zu erfassen.

Die Befragten repräsentieren
die 22 Gemeinden, die die Be-

zirke Siders und Leuk bilden, mit
56 Prozent Französischsprachi-
gen und 40 Prozent Deutsch-
sprachigen, wie Virginie Borel,
Direktorin des Forums für die
Zweisprachigkeit, ausführte.

Die Mehrheit der Befragten
bewertete die zweite Amtsspra-
che im Gesundheitswesen
(60 Prozent), in der Ausbildung
(68 Prozent) und im Tourismus
(über 70 Prozent) als «sehr wich-
tig bis unverzichtbar».

Geht man in die Details, so wol-
len 84 Prozent der Befragten in
ihrer Sprache gepflegt und medi-
zinisch betreut werden. Bezogen
auf die Bildung sind 66 Prozent
der Ansicht, dass die Behörden
die Möglichkeit bieten sollten, auf
allen Stufen der obligatorischen
Schulzeit einen fakultativen zwei-
sprachigen Unterricht zu besu-
chen. Ein Wunsch, der bisher nur
in den grossen Städten im franzö-
sischsprachigen Teil des Kantons
Wallis teilweise erfüllt ist.

Im Bereich Tourismus sind 90
Prozent der Befragten der An-
sicht, dass Tourismusbüros und
Sehenswürdigkeiten ihre Ange-
bote systematisch mindestens
auf Deutsch und Französisch an-
bieten sollten. Über 80 Prozent
wünschen sich, dass ihre jeweili-
gen Bezirke die Zweisprachigkeit
als entscheidendes Element der
Werbung einsetzen.

Auf die Frage «Welche Rolle
sollten die beiden Bezirke in Be-
zug auf die Zweisprachigkeit
spielen?» antworteten 71 Prozent
der Befragten, dass sie als Binde-
glied zwischen dem französisch-
sprachigen und dem deutsch-
sprachigen Teil des Kantons fun-
gieren sollten. Allerdings gibt es
diesbezüglich noch viel zu tun,
und die Befragten sind sich des-
sen durchaus bewusst: 73 Pro-
zent stellten nämlich fest, dass
Deutsch- und Französischspra-
chige «eher Seite an Seite, aber
nicht zusammen leben». sda

Mehr Zweisprachigkeit im Wallis gewünscht

Barbara Stäbler, sda
Die Ansage Frankreichs gegen-
über der Schweiz war klar: «Wir
planen im EU-Rat nicht, die
Schweiz zu thematisieren», sagte
Frédéric Journès, französischer
Botschafter in der Schweiz, An-
fang Dezember in einem Inter-
view mit der «Neuen Zürcher
Zeitung».

Zwar relativierte Journès am
Dienstag seine Aussagen in einem
Interview mit der Westschweizer
Tageszeitung «Le Temps» und
kündigte an, die EU wolle sich im
ersten Halbjahr 2022 mit dem
Dossier Schweiz befassen. Aber:
Schlussfolgerungen zur Schweiz
seien keine geplant, sagte der Bot-
schafter der «NZZ».

In diesen Schlussfolgerungen
ziehen die EU-Staaten eigentlich
alle zwei Jahre Bilanz über die
Beziehung mit der Schweiz und
definieren neue Ziele. Die letzten
Schlussfolgerungen stammen je-
doch aus dem Jahr 2019 und sind
weiterhin gültig.

Noch immer gilt somit, dass
ein institutionelles Rahmenab-
kommen nicht nur die Bedin-
gung für neue Marktzugangsab-
kommen ist, sondern auch «ein
wichtiges Element bei der Ent-
scheidung» für die Aktualisie-
rung bestehender Abkommen.

Ideologisches Paris
Während Deutschland trotzdem
eher einmal pragmatisch ent-
scheidet und die Schweiz bei ge-
wissen Themen unterstützt – so
warb Berlin etwa für eine
Schweizer Beteiligung am EU-
Forschungsprogramm «Horizon
Europe» – ist das Verhalten
Frankreichs viel stärker ideolo-
gisch geprägt.

Dem Elysée-Palast ist der
Schweizer Sonderweg ein Dorn
im Auge. So gehört Paris zu je-
nen Stimmen in Brüssel, die eine
harte Linie gegenüber Bern
unterstützen. Der Abbruch der
Verhandlungen zum institutio-
nellen Rahmenabkommen so-
wie der bundesrätliche Ent-
scheid gegen den Kauf der fran-
zösischen Kampfjets dürften

Frankreich in seiner Haltung be-
stärkt haben.

Zwar wertete Botschafter Jour-
nès die bedingungslose Freigabe
des zweiten Kohäsionsbeitrages
als «ein positives Zeichen der
Entspannung». Es brauche aber
jetzt ein klares politisches Zei-
chen Berns, wie es in der Bezie-
hung Schweiz-EU weitergehen
soll, machte er deutlich.

Trauma Brexit wirkt nach
Hinzu kommt, dass ab dem 1. Ja-
nuar in der EU-Kommission die
neu geschaffene Abteilung
«westeuropäische Partner» sich
um die Beziehungen zur Schweiz
kümmert, unter der Leitung von
Richard Szostak.

Szostak ist ein alter Bekannter
der Schweiz: Unter EU-Kommis-
sionspräsident Jean-Claude Jun-
cker war er für die Verhandlun-
gen zum Rahmenabkommen
mitverantwortlich. Szostak gilt

als harter Verhandlungspartner.
Aktuell kümmert sich der bri-
tisch-polnische Doppelbürger
um den Brexit; genauer um die
Probleme mit London beim
Nordirland-Protokoll.

Es dürfte kaum Zufall sein,
dass der gleiche EU-Beamte, der
aktuell für das Dossier Grossbri-
tannien verantwortlich zeichnet,
sich erneut um die Schweiz küm-
mert. Es scheint, dass die EU die

aus ihrer Sicht «schwierigen
Fälle» zusammenfassen möchte,
um eine kohärente Politik zu ge-
währleisten. Das sind keine gu-
ten Nachrichten für den Schwei-
zer Sonderweg.

Harte Zeiten für die Schweiz:
Frankreich führt die EU
Brüssel Am 1. Januar übernimmt Frankreich die Ratspräsidentschaft der EU. Paris kann damit
Schwerpunkte setzen und Dossiers vorantreiben. Die Schweiz gehört nicht dazu.

Nachrichten
BERN
Schweiz besorgt über
Urteil in Moskau
Die Schweiz zeigt sich besorgt
über die Auflösung der russi-
schen Menschenrechtsorgani-
sation Memorial durch das
oberste Gericht des Landes.
Das Aussendepartement in
Bern (EDA) fordert Russland
auf, die zunehmenden Ein-
schränkungen der Zivilgesell-
schaft rückgängig zu machen.
Die Organisation Memorial
habe seit 1989 wertvolle histo-
rische Arbeit über die sowjeti-
sche politische Unterdrückung
geleistet, teilte das EDA ges-
tern per Twitter mit. Die Auflö-
sung stelle eine Verletzung der
Grundfreiheiten dar, zu denen
sich Russland verpflichtet
habe. sda

ST. GALLEN
Schweiz muss
Russen einbürgern
Das Staatssekretariat für Mig-
ration (SEM) muss dem russi-
schen Unternehmer Rustam
Aksenenko die Schweizer
Staatsbürgerschaft erteilen.
Das Bundesverwaltungsgericht
hiess eine Beschwerde des
Russen gut. Laut Gericht gibt
es keine Beweise für die mut-
massliche Geldwäscherei des
Mannes. Das gestern veröf-
fentlichte Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts ist das
zweite im Fall des Einbürge-
rungsgesuchs des im Kanton
Genf wohnhaften Russen. Im
Juli 2017 hatte das SEM dessen
Einbürgerung mit der Begrün-
dung abgelehnt, der Mann
könne eine Gefahr für die inne-
re und äussere Sicherheit der
Schweiz darstellen. sda

PAYERNE/MEIRINGEN
Weniger Nachtflüge
der Armee
Weniger Lärm durch weniger
Nachtflüge: Mit diesem Ziel
streicht die Schweizer Armee
Trainingsflüge am Montag-
und am Freitagabend. Mit
einem achttägigen Versuch
zwischen 3. und 13. Januar auf
den Flugplätzen Payerne und
Meiringen sollen die Auswir-
kungen auf Personaleinsatz so-
wie Anwohner ermittelt wer-
den. Gleichzeitig sollen aber
die Nachtflugtrainings erhöht
werden, die für den permanen-
ten Luftpolizeidienst unum-
gänglich seien. sda

2021 war ein schwieriges Jahr in
der Beziehung Schweiz-EU.
Nachhaltig erschüttert hat das
Verhältnis der Abbruch der Ver-
handlungen zum institutionellen
Rahmenabkommen: Die EU re-
agierte verärgert und führte ihre
Politik der Nadelstiche fort.
Ausserdem verlangte der zustän-
dige EU-Kommissar Maros
Šefčovičbis im Januar 2022 einen
konkreten Fahrplan der Schweiz.
Die Forderung ist legitim. Denn
die Schweiz hatte im Mai den
Verhandlungstisch verlassen.

Bern alleine kann die ange-
spannte Situation jedoch nicht
entschärfen; Brüssel muss mit-
helfen. Ein gutes Verhältnis zur
Schweiz dürfte angesichts der
vielen anderen Probleme, wel-
che die EU zurzeit hat, auch in
ihrem Interesse sein. Doch das
Gegenteil ist der Fall: Sie macht
weiter mit der Strategie, Abkom-
men mit der Schweiz nicht mehr
zu aktualisieren.

Schon vor dem Scheitern des
Rahmenvertrags hatte Brüssel
versucht, auf diese Art Druck

auszuüben – Stichwort Börsen-
äquivalenz. Der Schuss ging nach
hinten los: Die EU-Gegner wur-
den bestärkt. Inzwischen hat das
Verhalten der EU auch bei jenen
in der Schweiz Kopfschütteln
ausgelöst, die der EU gegenüber
positiv gestimmt sind. Auslöser
war der Unwillen Brüssels, nach
der Freigabe der Kohäsionsmil-
liarde durch das Parlament der
Schweiz beim EU-Forschungs-
programm «Horizon Europe»
entgegenzukommen.
Barbara Stäbler, sda

Verfahrenes Verhältnis Schweiz-EU

Beziehungs-
status: Es ist
kompliziert.
Flaggen der
EU und der
Schweiz am
Flughafen
Zürich.
KEYSTONE
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